
1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. BauGB U. BauNVO
In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1.1 Maß der baulichen Nutzung und Höhe baulicher Anlagen
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 und § 18 BauNVO)

1.1.1 Im reinen Wohngebiet (WR) darf die Gebäudehöhe max. 9 m betragen, gemessen 
vom mittleren natürlichen Geländeanschnitt der talseitigen Außenwand (vom 
Architekten beim Bauantrag durch Vermessung nachzuweisen) in senkrechter 
Projektion zur Oberkante (OK - Oberkante der Hauptfirstlinie) des Gebäudes.

1.1.2 Überschreitungen durch untergeordnete Gebäude-/ Anlagenteile (z.B. Schornstein, 
Entlüftungsanlage) können zugelassen werden.

1.2 Führung von Versorgungsleitungen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)
1.2.1 Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.

1.3 Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung 
des Wasserabflusses – Entwässerungsmulde  (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

1.3.1 Innerhalb der Flächen für die Wasserwirtschaft am westlichen Rand des Wohn-
gebietes ist, zum Schutz vor Hangwasser, eine durchgängige Entwässerungsmulde 
herzustellen. 
Das Aushubmaterial ist dabei entlang der Ostseite der Mulde zu einem Erdwall 
aufzuschieben. Dieser ist durch Anpflanzung von Gehölzen zu gliedern.
Die Funktionsfähigkeit der Schutzmaßnahme ist durch die Grundstückseigentümer 
dauerhaft sicherzustellen.

1.4 Fläche für ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht  (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
1.4.1 Fläche für ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Träger der öffentlichen 

Ver- und Entsorgung zur Sicherstellung der Flächen für öffentliche Ver- und 
Entsorgungsleitungen sowie deren Erreichbarkeit für notwendige Verlege-, 
Wartungs- und Reparaturarbeiten.

1.4.2 Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht bezieht sich auf erdgleiches bis unterirdisches 
Höhenniveau.

1.5 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie 
Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen sowie sonstige Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 i.V.m. Nr. 20 BauGB)

1.5.1 Alle Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind mit standortgerechten, 
heimischen Laubgehölzen vorzunehmen. Hierzu zählen insbesondere die in der 
nachfolgenden beispielhaften Pflanzliste aufgeführten Arten.
Alle vorhandenen standortgerechten, heimischen Laubgehölze sowie alle Anpflan-
zungen sind dauerhaft zu erhalten, abgängige sind durch Neuanpflanzungen 
gleichwertiger Pflanzen zu ersetzen.

1.5.2 Die nicht von baulichen Anlagen (Gebäude, Wege-, Hof,- Stellplatzflächen inkl. 
Zufahrten und sonst. Nebenanlagen) überdeckten Grundstücksflächen sind als 
Grünflächen anzulegen und dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten.
Die Flächen sind zu mindestens 20 % durch Bäume und Sträucher zu gliedern. Je 
Grundstück ist mind. 1 Laubbaum zu pflanzen.

1.5.3 Hof- und Stellplatzflächen sowie Zufahrten sind, soweit wasserwirtschaftliche 
Belange nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig zu befestigen (z.B. weitfugiges 
Pflaster, Rasengittersteine, wassergebundene Wegedecke, Schotterrasen).

2. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. § 91 HBO
2.1 Dachgestaltung und Dachneigung

Dächer der Hauptgebäude sind als geneigte Dächer auszuführen.
Dächer von untergeordneten Gebäudeteilen, Garagen und Nebengebäuden können 
auch als Flachdächer ausgebildet werden, eine Dachbegrünung ist in diesen Fällen 
anzustreben. Auf geneigten Dächern sind Anlagen zur Nutzung von Solarenergie 
zulässig und bei geeigneter Ausrichtung des Gebäudes zu empfehlen.

2.2 Dachfarbe
Die Dacheindeckung geneigter Dächer ist in gedeckten Rot-, Braun- und Grautönen 
vorzunehmen. Dabei sind stark reflektierende Materialien, wie z.B. glasierte Ziegel 
oder eine hochglänzende Metalleindeckung nicht zulässig. 

2.3 Material der Außenhaut
Verkleidungen mit grellbunten bzw. hochglänzenden Materialien sind an Fassaden 
und Sockeln nicht zulässig. Sichtbare Außenmauern der Gebäude sind zu 
verputzen, zu verkleiden oder zu verblenden. 

2.4 Einfriedungen
Im gesamten Plangebiet sind Gundstückseinfriedungen entlang der Erschließungs-
straßen bis zu einer Höhe von max. 0,8 m zulässig.
Grundstückseinfriedungen zu Nachbargrundstücken sind nur als Hecken oder 
Zäune bis zu einer Höhe von maximal 2,00 m über natürlichem Gelände zulässig. 
Bei künstlichen Einfriedungen ist ein Mindestabstand von 10 cm (Wanderbewe-
gungen von Kleintieren) zum Gelände einzuhalten.

2.5 Aufschüttungen und Abgrabungen
Aufschüttungen und Abgrabungen sind zu den Grundstücksgrenzen an das Höhen-
niveau der Nachbargrundstücke anzugleichen.

3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE

3.1 Bodendenkmäler
Bei Erdarbeiten erkennbare Bodendenkmäler bzw. archäologische Funde sind gem. 
§ 20 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalschutz zu melden.

3.2 Altlasten, Bodenkontaminationen
Werden im Rahmen von Baumaßnahmen, insbesondere bei Ausschach-
tungsarbeiten, Bodenkontaminationen und sonstige Beeinträchtigungen festgestellt, 
von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen kann, ist umgehend 
die nach § 15 HAltBodSchG (Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz) 
zuständige Bodenschutzbehörde zu benachrichtigen.
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Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für 
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewässern (§ 9 Abs.1 Nr. 25 Buchstabe b) und Abs. 6 BauGB)

SONSTIGE PLANZEICHEN
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB ; §§ 1 - 11 BauNVO )

Reines Wohngebiet
(§ 3 BauNVO)WR

PLANZEICHEN

Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

GFZ Geschossflächenzahl
GRZ Grundflächenzahl

II Zahl der Vollgeschosse (als Höchstmaß)

Offene Bauweiseo
Baugrenze

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie, auch gegenüber
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende
Flächen (§ 9 Abs.1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den 
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB )   

Entwässerungsgraben

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Dachform, Dachneigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 HBO)

Dachneigung30°- 45°

Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, § 18 BauNVO)
OKmax. max. Gebäudeoberkante (Oberkante Hauptfirstlinie)

Dachform (Satteldach, Pultdach, Walmdach)SP, PD, WD

10°- 25°

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB )   

Elektrizität - Trafostation

Gebiets- GRZ GFZ Bau- Vollge- Dach- Dach- Höhe
typ weise schosse neigung form OK max.

WR 0,3 0,3 o I 30°-45° SD, PD 9 m
WR 0,3 0,5 o II 10°-25° WD 9 m

Nutzungsschablone:

Maßstab 1 : 1.000

Planungsstand: 12/2018

Plangröße: 0,6 qm

Räumliche Lage des Plangebietes (Ausschnitt TK 25 - unmaßstäblich)

gepr.: M. Hausmann, Dipl.-Ingbearb.: M. Hausmann, Dipl.-Ing. gez.: Schweinfest

Hinweis: Dieser Plan enthält rechtlich geschützte Informationen
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Datei: AmGrabenII_Planurkunde.vwx

RECHTSGRUNDLAGEN
Das Baugesetzbuch (BauGB, i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017), die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO, i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990, 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.05.2017), die Planzeichenverordnung 
(PlanzVO, i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990, geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04.05.2017) und die Hessische Bauordnung (HBO, vom 28.05.2018).
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Bebauungsplan "Am Graben II"
(Bebauungsplan gem. § 13b BauGB)

3.3 Bodenschutz
Ausführungshinweise zum vorsorgenden Bodenschutz:
1. Vor Beginn von Baumaßnahmen sollte der Baugrund objektbezogen untersucht 
    und bewertet werden. Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist der 
    Oberboden (Mutterboden) bei Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen 
    in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung schützen. Er ist zu sichern 
    und vordringlich im Plangebiet, erst nachrangig auch a.a.O., zur Wiederverwen-
    dung zu lagern und später fachgerecht wieder einzubauen.
2. Wo logistisch möglich sind Flächen vom Baustellenverkehr auszunehmen, z.B. 
    durch Absperrung oder Einrichtung fester Baustraßen und Lagerflächen.
3. Die Belastung des Bodens hat in Abhängigkeit der Verdichtungsempfindlichkeit 
    (Feuchte) des Bodens, also witterungsbedingt, zu erfolgen. Ggf. kann durch den 
    Einsatz von Baggermatten/ breiten Rädern/ Kettenlaufwerken etc. die Befahr-
    barkeit des Bodens verbessert werden.
4. Von stark belasteten/ befahrenen Bereichen ist zuvor der Oberboden abzutragen.
5. Beim Aushub von Baugruben ist Ober- und Unterboden separat auszubauen, zu 
    lagern und in der ursprünglichen Reihenfolge wieder einzubauen.
6. Die Höhe der Boden-Mieten darf 2 m bzw. 4 m (bei Ober- bzw. Unterboden) nicht
    übersteigen.
7. Die Bodenmieten dürfen nicht befahren werden und sind bei mehrmonatiger 
    Standzeit gezielt zu begrünen.
8. Verdichteter Boden ist nach Abschluss der Bauarbeiten und vor Auftrag des 
    Oberbodens und der Eingrünung zu lockern (Tiefenlockerung). Danach darf der 
    Boden nicht mehr befahren werden.
    Darüber hinaus sind folgende Infoblätter zu beachten:
• Boden - mehr als Baugrund; Bodenschutz für Bauausführende

 (https://umwelt.hessen.de/sites/default/files/media/hmuelv/hmuklv_boschu-bauen_b
auausfuehrende_textvorlage_02_180420_inkl-anhang.pdf) 
• Boden - damit Ihr Garten funktioniert; Bodenschutz für Häuslebauer
(https://umwelt.hessen.de/sites/default/files/media/hmuelv/hmuklv_boschu-bauen_h
aeuslebauer_textvorlage_01_180420.pdf) 

3.4 Ehemaliger Bergbau
Das Dezernat Bergaufsicht des Regierungspräsidiums Gießen weist mit Stellung-
nahme vom 21.09.2018 auf folgendes hin:
„Der Geltungsbereich liegt im Gebiet eines erloschenen Bergwerksfeldes, in dem 
bergbauliche Untersuchungsarbeiten durchgeführt wurden. Die örtliche Lage dieser 
bergbaulichen Arbeiten ist nach Aktenlage nicht bekannt. 
Bei Baumaßnahmen im Bereich der o. g. Bauleitplanung ist auf Spuren ehemaligen 
Bergbaus zu achten; ggf. sind entsprechende bauliche Sicherungsmaßnahmen zu 
treffen.“

3.5 Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel
Um Insekten vor dem Massensterben im grellweißen Laternenlicht zu bewahren, 
soll die Außenbeleuchtung mit insektenfreundlichen Leuchtmitteln (z.B. 
LED-Lampen, Natriumdampflampen), die nur einen Lichtkegel nach unten auf die 
Erde strahlen, ausgestattet werden.

3.6 Minderung der Lichtverschmutzung
Zur Minderung der Lichtverschmutzung sollte die Straßen- und Außenbeleuchtung 
in Bezug auf die Anzahl und die Beleuchtungsstärke auf das unbedingt notwendige 
Maß beschränkt und so abgeschirmt werden, dass sie lediglich Lichtkegel 
nach unten auf die Erde strahlen.

3.7 Niederschlagswasser
Gemäß § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt 
oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. Darüber hinaus soll gem. § 37 Abs. 4 HWG Niederschlagswasser 
(z. B. Dachflächenwasser) verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und 
gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.

3.8 Schutz von Versorgungsleitungen
Im Falle von Baumpflanzungen sind die einschlägigen technischen Regelwerke: 
„Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsleitungen“ 
(FGSV; Ausgabe 1989), die DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ sowie das DVGW Regelwerk DWA-M 162 
„Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ zu beachten.
Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen sind möglichst frühzeitig 
(mindestens 4 Monate vor Baubeginn) der Deutschen Telekom Technik GmbH 
sowie der OVAG Netz GmbH - Netzbezirk Alsfeld, Schwabenröder Straße 78, 
36304 Alsfeld (FON 06631 - 971-0) anzuzeigen.

4. BEISPIELHAFTE PFLANZLISTE
4.1 Großkronige Bäume

Acer pseudoplatanus -  Bergahorn
Fagus silvatica -  Rotbuche
Quercus robur -  Stieleiche

4.2 Mittel- und kleinkronige Bäume
Alnur glutinosa -  Schwarzerle
Betula pendula -  Birke
Populus tremula -  Espe
Salix caprea -  Salweide
Sorbus aucuparia -  Eberesche

4.3 Sträucher
Cornus sanguinea -  Roter Hartriegel
Corylus avellana -  Haselnuß
Crataegus monogyna -  Eingriffeliger Weißdorn
Prunus spinosa -  Schlehe, Schwarzdorn
Rubus spec. -  Brombeere, Himbeere
Sambucus nigra -  Schwarzer Holunder
Sambucus racemosa -  Traubenholunder
Viburnum opulus -  Gewöhnlicher Schneeball
(weitere ungefüllte Rosen, nicht aber Kartoffelrose - Rosa rugosa)

4.4 Kletterpflanzen
Clematis vitalba -  Waldrebe
Hedera helix -  Gemeiner Efeu
Parthenocissus quinquefolia -  Wein
Lonicera caprinifolia -  Geißschlinge
Spalierobst, Kletterrosen, Zaunrübe, Wicken zur Bepflanzung von Einfriedungen.

4.5 Bodendecker
Calluna vulgaris -  Heidekraut
Rubus fruticosus -  Brombeere
Rubus idaeus -  Himbeere
Rubus saxatilis -  Steinbeere
Thymus pulegioides -  Feld-Thymian
Vaccinium vitis idaea -  Preiselbeere

Bebauungsplan "Am Graben II"

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 30.08.2017 gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
die Aufstellung des Bebaungasplans „Am Graben II" beschlossen. Die ortsübliche 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte gem. Hauptsatzung am 
07.09.2017.

2. BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT
Die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit erfolgte gem. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB durch öffentliche Auslegung von Planentwurf und 
Begründung in der Zeit vom 20.08.2018 bis einschließlich 21.09.2018. Die 
ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung erfolgte gem. Hauptsatzung 
am 09.08.2018.

3. BETEILIGUNG DER BERÜHRTEN BEHÖRDEN
Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 14.08.2018 gem. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB zur Abgabe einer 
Stellungnahme innerhalb der Frist vom 20.08.2018 bis einschließlich 21.09.2018 
aufgefordert.

4. SATZUNGSBESCHLUSS
Der Bebauungsplan wurde gem. § 10 BauGB am 19.12.2018 in der vorliegenden 
Form von der Gemeindevertretung nach Abwägung der vorgebrachten Anregungen 
als Satzung beschlossen. Der Satzungsbegründung wurde zugestimmt.

Gemeinde Mücke, den ______________

Bürgermeister (Unterschrift / Dienstsiegel)

5. INKRAFTTRETEN
Gem. § 10 Abs. 3 BauGB wurde der Satzungsbeschluss am 10.01.2019 ortsüblich 
gem. Hauptsatzung bekanntgemacht. Damit tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Gemeinde Mücke, den ______________

Bürgermeister (Unterschrift / Dienstsiegel)
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